
bisher vor allem damit beschäftigt waren, sich selbst zu verwirklichen und eher ihr

eigenes Ding zu machen, als sich um »die« Gesellschaft und »den« Staat zu kümmern.

Aber vielleicht kann man auf ein Paradox erfolgreich nur mit einer paradoxen

Intervention antworten, um mit ihm fertigzuwerden.

 

Es ist falsch, wenn wir politische Wirksamkeit darüber definieren würden, wie man sich

in der Krise bewährt. Alles muss sich in Zeiten abnehmenden Vertrauens in die liberale

Demokratie und ihre Handlungsfähigkeit darum drehen, eine Politik zu entwickeln, die

Krisen möglichst verhindert. Die nicht von Krise zu Krise stolpert und all ihre Ressourcen

darauf verwendet, mühsam den jeweiligen krisenhaften Augenblick zu managen,

sondern die die Kraft aufbringt, tatsächlich zu gestalten. Die eine Idee davon hat, wohin

dieses Land gehen sollte. Bündnisse und Konsense neuer Art werden dafür benötigt.

Sicherheit ist nicht das Gegenteil von Wandel oder Veränderung, sondern, wie sich

zeigen wird, deren Voraussetzung und idealerweise auch deren Folge. Freiheit

wohlverstanden heißt eben nicht, dass alles offen ist und man alles tun kann, sondern

dass man über die Bedingungen und Begrenzungen des Lebens selbst bestimmt. Die

dringliche Aufgabe ist es, Veränderungen politisch zu gestalten und zu steuern, damit

sie nicht immer wieder als willkürlich über uns hereinbrechende Krisen daherkommen,

denen die Politik hilflos ausgeliefert ist. Oder noch schlimmer: die überhaupt erst in dem

Ausmaß entstanden sind, weil die Politik nicht oder nur halbherzig gestaltet hat.

Es gibt Wind und Wellen, die kann ich nicht beeinflussen, aber ich kann meine

Position und die Richtung beeinflussen – idealerweise vor der Welle. In frühere ruhigere

Gewässer kommen wir vorerst nicht mehr. Aber wenn man sich klarmacht, was man

beeinflussen kann und was nicht, wenn man verinnerlicht, dass die Ruhe nach der einen

Welle eigentlich nichts anderes ist als die Ruhe vor der nächsten und dass man die

nächste, die übernächste und die danach im Blick behalten muss und gleichzeitig die

eigene Position und die eigenen Ziele – dann kann man beherzt ins politische Steuerrad

greifen. Und dann haben sowohl die politisch Handelnden als auch die Bürger*innen

vielleicht irgendwann etwas weniger das Gefühl, Getriebene zu sein. Politische

Gestaltung braucht eine vorausschauende Haltung, ein Narrativ und Einvernehmen.

 

Der große Konflikt unserer Zeit ist der zwischen dem erstarkten illiberalen, totalitären,

nationalistischen Autoritarismus einerseits und der freiheitlichen Demokratie

andererseits. Das politische Problem, das sich aus diesem Konflikt ergibt, besteht in der

Herausforderung, die Anstrengungen für den Schutz des Klimas, die Arbeit an neuen

technologischen Entwicklungen, an einer globalen Verantwortung und an der Einheit

Europas zu intensivieren – ohne auf dem Weg die Menschen, denen in diesem Prozess



der Veränderung ökonomische und soziokulturelle Verluste drohen, für die liberale

Demokratie zu verlieren. Wie gelingt es also, mutig fortschrittliche Politik zu machen,

ohne zu ignorieren, dass gerade der Fortschritt und der Mut zur Veränderung Menschen

verprellt, abstößt, aufbegehren lässt? Wie schafft man Sicherheit und Stabilität, auf

deren Boden sich Gemeinsinn zuallererst entfalten kann, wenn man doch weiß, dass

nichts mehr sicher ist? Wie bringt man nötige Veränderung und die Angst vor ihr

zusammen? Von Antworten auf diese Fragen handelt dieses Buch.
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Obamas Frage

Für mich war lange unerklärlich, warum jemand überhaupt auf den Gedanken kommt,

die Klimakrise zu leugnen. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse gelten längst als

gesichert. Die Notwendigkeit zur Emissionsminderung mag im Einzelfall Zumutungen

bereithalten, aber dann muss man darüber reden, wie man die Zumutungen lindert, statt

die grundlegenden Erkenntnisse der Klimaforschung abzustreiten. Für mich war eines

der ausschlaggebendsten Erlebnisse, die mir die Dringlichkeit des Themas vor Augen

führten, der Film »Eine unbequeme Wahrheit« von Al Gore, der erst 2006 in die Kinos

kam, aber Filmsequenzen aus Vorträgen zusammenschnitt, die Al Gore in den Jahren

seiner US-Vizepräsidentschaft und in dem Wahlkampf 2000 gehalten hatte.

Wenn man heute nachzeichnet, wann Klimapolitik zu einem parteipolitisch und

gesellschaftlich umkämpften Thema wurde, so ist das Jahr 2000, jenes Jahr, in dem Al

Gore der Präsidentschaftskandidat der Demokraten im US-Wahlkampf wurde, ein

Schlüsseljahr. Gore machte Umwelt- und Klimaschutz zu einem der Schwerpunkte

seiner Kampagne. Aus tiefer Überzeugung und Einsicht in die Dringlichkeit

gemeinsamen Handelns. Das wiederum machte es für seine politischen Gegner, für die

Republikaner und ihren Kandidaten George W. Bush, notwendig, dagegen zu

opponieren, Klimapolitik als Unsinn darzustellen und sich gegen wissenschaftliche

Erkenntnisse und für die Ölindustrie und den Kohlelobbyismus zu entscheiden.

Der interessante Punkt ist: Vor der Auseinandersetzung zwischen Gore und George

W. Bush hatten auch die Republikaner noch ambitionierte Klimaschutzpläne. Aber der

Erfolg von Al Gore und seine Präsidentschaftskandidatur lösten eine Dynamik gegen

seine Ziele aus. Die öffentliche Figur Al Gore polarisierte eine politische Debatte, die

vielleicht besser nicht polarisiert geführt worden wäre.

Die Frage ist natürlich, was er sonst hätte tun sollen. Wenn man für seine

Überzeugung streitet, provoziert man fast immer Widerspruch. Daraus kann ja

keinesfalls folgen, nicht für seine Überzeugung einzustehen. Aber was es zu bedenken

gilt, ist, dass das, wofür man eintritt, nicht neutral im politischen Raum steht, sondern

seinen Charakter dadurch verändert, welche Partei und welcher Politiker es sagt.

Ich möchte das anhand zweier kleiner Beispiele aus meiner Erfahrungswelt erläutern.

Als im Mai 2020 Covid-19-Ausbrüche in Schlachthöfen entdeckt wurden und eine

Debatte über die Produktionsbedingungen in der Landwirtschaft, insbesondere in der



Fleischindustrie, begann, veröffentlichte ich einen knappen Plan, der ein Verbot von

Werkverträgen und verbesserte Arbeitsbedingungen in den Schlachthöfen vorschlug, der

aber auch auf die grundlegende Notwendigkeit hinwies, die Dumpingpreise, auf denen

das derzeitige industrielle Agrarsystem basiert, zu beenden. Ich schrieb, dass der Preis

für Fleisch unethisch sei und den Tod der Tiere wie die Arbeit der Bauern noch

nachträglich entwerte. Daran schloss sich eine Debatte über den Fleischpreis an, und die

Bild-Zeitung empörte sich auf der Titelseite, ich wolle das Schnitzel teurer machen. Dass

sich zuvor schon die CDU-Agrarministerin Julia Klöckner und selbst der

Bauernverbandspräsident für höhere Preise ausgesprochen hatte, spielte keine Rolle.

Umgekehrt weiß ich aber, dass auch meine Partei und ich selbst oft ritualisiert auf

Vorstöße des politischen Mitbewerbers reagieren. Das gilt zum Beispiel für Vorschläge

zur weiteren Bewaffnung der Bundeswehr oder wenn neue Freihandelsabkommen

geschlossen werden sollen.

Sind wir also tatsächlich politisch gefangen in einer Spirale aus Reaktion und

Gegenreaktion? Kann es sein, dass man, je erfolgreicher man für sein Anliegen wirbt, je

mehr Menschen einem zustimmen, desto stärker zum Teil einer falschen Polarisierung

wird und Gefahr läuft, seinem Anliegen einen Bärendienst zu erweisen?

 

Der US-amerikanische Politikberater Ben Rhodes erzählt in seinem Buch über die Jahre

von Barack Obama im Weißen Haus, dass Obama am letzten Amtstag seine

Mitarbeiter*innen mit der Frage konfrontiert habe: »What if we were wrong?«

Das ist ein bemerkenswerter Satz eines Regierungschefs am letzten Amtstag. Und

man muss ihn in seiner Wucht voll auf sich wirken lassen. Obama fragt angesichts des

Wahlsiegs von Donald Trump nicht, was er möglicherweise falsch gemacht habe, wo und

wann sie falsch entschieden hätten, er fragt, was wäre, wenn sie sich geirrt hätten – in

Bezug auf eine Politik, die versuchte, Gräben zu überwinden.

Barack Obama war in diesem Augenblick wohl bewusst, dass er selbst – trotz seiner

einvernehmlichen Reden, trotz, ja wegen seiner ausgleichenden Art – für einen Teil der

Bürger*innen zum Protagonisten der gesellschaftlichen Spaltung Amerikas geworden

war. Als erster afroamerikanischer Präsident war er der lebende Ausdruck einer

offeneren, emanzipatorischeren Gesellschaft. Und für seine Gegner stellte er all das dar,

was sie ablehnten. Obamas Satz wirft eine erschütternde Frage auf: Konnte Donald

Trump nur Präsident werden, weil Barack Obama Präsident werden konnte?

Diese Frage darf man nicht als plumpe Gleichsetzung verstehen, wie man sie

manchmal in politischen Diskussionen erlebt. Die Relativierung von Rassismus und

Chauvinismus, die Trump betreibt, ist unerträglich und dumm. Obama und Trump sind

nicht vergleichbar, nicht mal ansatzweise. In dem Maß, wie Obama versuchte, Gräben


